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Wirtschaft
"Zum Glück gibt es Keynes"

Der Altmeister der Konjunktursteuerung wird wieder hoffähig

Ein Mann wird dringend gesucht. Sein Name: John Maynard Keynes. "Keynes, komm zurück, die Welt braucht dich", flehte das französische Magazin L'Expansion. Beschwörende Töne auch im New Yorker: "Klare Sache, die Welt braucht einen ökonomischen Staatsmann, der bereit ist, sich von den altgewohnten Litaneien zu verabschieden und neue Ideen zu wagen, aber offensichtlich ist eine solche Figur nirgends am Horizont zu erkennen. Zum Glück gibt es Keynes."
Zum Glück? Wer auch nur einen kurzen Blick in eines der letzten Jahresgutachten des Sachverständigenrats wirft, den muß bei der Aussicht, daß Keynes zurückkehrt, das Grauen packen. Seit Jahren predigen die Fünf Weisen Angebotspolitik pur - und die läßt für keynesianische Ansätze kaum einen Millimeter Platz. Originalton aus dem Ratgeber Jahrgang 1998: "Der Sachverständigenrat vertritt die Position, daß eine Politik zur Bekämpfung der in Deutschland seit Jahrzehnten in Schüben angestiegenen und sich mehr und mehr verhärtenden Arbeitslosigkeit bei der Verbesserung der Angebotsbedingungen anzusetzen hat."
Die Fünf Weisen stehen nicht allein. Alle Macht dem Markt, heißt die Devise, die in den vergangenen Jahren quer durch Europa (und nicht nur da) von den Regierenden beherzigt wurde. Innovative Unternehmer und risikofreudige Kapitalisten in einem abstinenten Staat - so sieht das Ideal des modernen Ökonomen aus. Die von Adam Smith, dem Urvater liberalen Denkens in der Wirtschaft, gepriesene "unsichtbare Hand" des Marktes muß allein für Ordnung sorgen, der Staat soll gefälligst seine Finger aus dem Spiel lassen. Und wo es die unsichtbare Hand nicht schafft, da mischt offensichtlich die des Staates zu kräftig mit.
Warum die plötzliche Zuflucht zu Keynes? Weil die Regierenden und ihre Berater angesichts horrender Arbeitslosigkeit, sozialer Ungleichheit und leerer Staatskassen nicht weiterwissen. Formidables Beispiel: das Gutachten 1997 des Sachverständigenrats. Erst raten die Weisen dringend zur Verbesserung der Angebotsbedingungen. Dann gestehen sie: "Die Erfahrungen in Deutschland können ... kein Erfolgsausweis für angebotsorientierte Wirtschaftspolitik sein, aber auch kein Beleg für ihr Versagen." Klarer kann man Ratlosigkeit kaum formulieren.
Dazu kommen die Perversionen des Neoliberalismus - oder was heute darunter verstanden wird -, die nicht mehr einfach hingenommen werden. Die Shareholder-value-Ideologie etwa und die rapide wachsende Ungleichheit in der Verteilung der Einkommen. Oder die Erfahrung, daß Aktienkurse nach oben ausbrechen, wenn Entlassungen angekündigt werden. Die internationalen Großfusionen bei Banken, Chemie, Autoindustrie und anderswo werden als Folge des Turbokapitalismus interpretiert. Der "Terror der Ökonomie" (so der Titel eines Bestsellers) ist vielen ein Ärgernis.
Nun soll Keynes den Weg aus dem Schlamassel weisen, der Mann, der sein Renommee als kluger Interpret der Weltwirtschaftskrise begründete. Auch in den Katastrophenjahren nach 1929 taugten die herkömmlichen Theorien nicht, um das Desaster zu verstehen oder gar zu reparieren. Keynes präsentierte 1936 mit seiner "Allgemeinen Theorie" ein kohärentes Gebäude von Erklärungen. Seine Analyse: Ar-beitslosigkeit verschwindet nicht automatisch, und um die Konjunktur in den Griff zu bekommen, kommt es nicht auf die Geldmenge an, sondern auf die Nachfrage nach Gütern. Daraus zog er den entscheidenden Schluß: Wo die Nachfrage fehlt, muß der Staat einspringen.
Frühe Probe aufs Exempel: Franklin Roosevelts New Deal in den Vereinigten Staaten. Mit Infrastrukturinvestitionen (wie dem Ausbau des Tennessee-Tals) wurden Arbeitslose in Brot und Verdienst gebracht. Nach Kriegsende stützte sich Großbritanniens Labor unter Clement Attlee bei den Reformen in Richtung Wohlfahrtsstaat ebenfalls auf Lord Keynes.
In Deutschland schlug dessen große Stunde in den sechziger Jahren bei der ersten Rezession der Nachkriegszeit. Der Ökonomieprofessor Karl Schiller verordnete eine Konjunkturpolitik wie aus dem makroökonomischen Lehrbuch. Politiker jonglierten wie selbstverständlich mit Begriffen wie Globalsteuerung, deficit spending, Multiplikatoreffekt. Der Staat kurbelte die Nachfrage an, und tatsächlich schaffte Minister Schiller nach dem "Marsch aus der Talsohle" auch noch einen "Aufschwung nach Maß". Und am Ende der Minirezession stand das Stabilitäts- und Wachstumsgesetz von 1967: ein Triumph des Keynesianismus, der in Paragraphen gegossene Glaube an die Machbarkeit der Politik.
Die Ölkrisen brachten Keynes' Gedankengebäude ins Wanken
Aber in den siebziger Jahren sank Keynes' Stern rapide. Der frühere Bonner Staatssekretär Otto Schlecht im selbstkritischen Rückblick: "Im Glauben an die Machbarkeit gesamtwirtschaftlicher Steuerung wurde über das Ziel hinaus geschossen. Die Pflege der monetären Stabilität und der marktwirtschaftlichen Rahmenbedingungen wurde vernachlässigt." Alte ordnungspolitische Tugenden gerieten in Vergessenheit. "Begriffe wie Eigenverantwortlichkeit, Selbstverantwortung, Haftung und Leistung traten hinter Anspruchsdenken und Abholmentalität zurück" (Schlecht).
Europa erlebte eine Entwicklung, die nicht in das Schema des JMK paßte: das Nebeneinander von Inflation und hoher Arbeitslosigkeit. Der von Keynes' Jüngern vertretene Lehrsatz "Je höher die Arbeitslosigkeit, desto niedriger die Inflation" galt nicht mehr. Das war die Ära der Stagflation. "Keynes ist tot", verkündeten plötzlich alle, die etwas auf sich hielten.
Das alte Gedankenbäude wurde zudem durch die beiden Ölkrisen von 1973 und 1979 erschüttert. Die Rohstoffpreise stiegen gewaltig, und solchen Schocks stand die Politik hilflos gegenüber. Im Kampf gegen die Inflation hätte sich der Staat jetzt antizyklisch verhalten und Haushaltsüberschüsse anhäufen müssen. Aber das schien weder ökonomisch sinnvoll noch politisch durchsetzbar. Wolfgang Franz, Professor an der Uni Mannheim und Mitglied des Sachverständigenrats: "Ein Hinweis auf die gesamtwirtschaftliche Nachfrage galt als unpassend - bestenfalls erntete man damit Heiterkeitserfolge."
Es kam die Stunde der Angebotsökonomik. Das hieß: staatliche Abstinenz und Selbstbescheidung. Nicht die Nachfrage müsse stimuliert werden, so die neue Lehre, entscheidend seien bessere Rahmendingungen (und damit günstigere Wettbewerbskonditionen) für die Unternehmen. Mehr Nachfrage führe zu Inflation, aber nicht zu Arbeitsplätzen; eine Verbesserung der Angebotsseite schaffe starke Unter-nehmen und damit auch Arbeit. Der Staat, zuvor noch ein willkommener Akteur, war plötzlich der Störenfried. Ihm blieb nur die Aufgabe, alles aus dem Weg zu räumen, was die Marktkräfte bremst.
Wie immer hatten die Amerikaner den Wechsel ein bißchen früher vollzogen. Dort riefen Harry G. Johnson und Karl Brunner schon 1973 die "monetaristische Konterrevolution" aus. An die Stelle der keynesianischen Fiskalpolitik trat die Geldpolitik, sie wurde zum zentralen Instrument der Korrektur von Ungleichgewichten. Milton Friedman, Professor in Chicago, formulierte den zentralen Glaubenssatz des guten Monetaristen so: "Die adäquate Wachstumsrate ebenso wie die adäquate monetäre Gesamtgröße sind weniger ausschlaggebend als die Annahme einer festen und bekannten Rate."
Von Chicago ausgehend, eroberten die "Neuen Ökonomen" auch die Renommieruniversitäten Harvard und Stanford. Weg mit dem Wohlfahrtsstaat, zurück zum Laissez faire hieß ihr Schlachtruf - durchaus bekannte Töne. Denn Keynes, der Großmeister des Interventionismus, hatte von Anfang an auch entschiedene Gegner. Schon 1947 gründete eine Gruppe von Intellektuellen in einem Hotel bei Montreux am Genfer See die Mont-Pèlerin-Gesellschaft. Sie wurde zu so etwas wie der weltweiten Lobby für den reinen Kapitalismus. Kein Wunder: Friedrich von Hayek gehörte zu den Gründervätern, und dessen Buch Der Weg zur Knechtschaft aus dem Jahr 1944 war gleichsam das Brevier des guten Kapitalisten. Der Ökonomenclub machte weltweit Stimmung gegen die wachsende Keynes-Gemeinde und jubilierte, als Anfang der siebziger Jahre der Keynesianismus in die Krise geriet.
Aber anders als in Deutschland verschwand Keynes in den USA nie aus der wissenschaftlichen Debatte. Deshalb ist auch jetzt der Zusammenprall der Lehrmeinungen, der clash of paradigms, weniger heftig als in Europa, wo man für oder gegen Keynes zu sein hat. Anerkannte Ökonomen wie Paul Krugman, David Romer oder George Mankew vertreten unbeirrt Ideen, die zumindest auf Keynes basieren. Einige der Urheber der neuen makroökonomischen Versuche finden sich auch in Regierungspositionen, etwa Finanzstaatssekretär Larry Summers.
Natürlich geht es heute nicht mehr um einen Aufguß der politischen Empfehlungen der dreißiger Jahre. Eine neue Generation von Ökonomen hält sich an die Devise von Paul A. Samuelson, daß der Ökonom nicht zufällig zwei Augen habe: eines für das Angebot und eines für die Nachfrage. Hans-Helmut Kotz, Chefökonom der Deutschen Girozentrale: "In der modernen Theorie sind also wieder die Ansätze dominierend, die Angebot und Nachfrage in den Blick nehmen."
Noch fehlt in der Ökonomie der große integrative Wurf
Solch ein Modell muß eine Antwort auf die Frage bieten, wann ein Nachfragedefizit für eine Rezession verantwortlich ist, wann mangelhafte Angebotsbedingungen für eine Wachstumsschwäche. Je nach Erkenntnis müßte der Cocktail gemischt werden, der Erfolg im Kampf gegen die Arbeitslosigkeit verspricht. Nur: Wer ein Dutzend Ökonomen an die Analyse setzt, bekommt (mindestens) ein Dutzend Antworten. Und die sind dann oft Glaubenssache.
Der Sachverständigenrat zum Beispiel behauptet unbeirrt: Die hohe Arbeitslosigkeit hierzulande ist nicht auf eine Nachfragelücke zurückzuführen. Die mache allenfalls 20 Prozent aus, argumentiert Professor Franz, der große Rest gehe auf "funktionale Störungen des Arbeitsmarktes" zurück. Von einer "keynesianischen Situation" könne erst die Rede sein, wenn mehrere große EU-Länder in der Rezession steckten; erst dann sei auch das antizyklische Instrumentarium à la Keynes zu rechtfertigen. Das wäre dann, so Franz, eine "richtig verstandene Nachfragepolitik".
Andere Ökonomen - andere Einsichten. Im September veröffentlichten acht Wirtschaftswissenschaftler aus den Vereinigten Staaten und Europa (unter ihnen die Nobelpreisträger Franco Modigliani und Robert Solow) ein Manifest zur Arbeitslosigkeit in der Europäischen Union, in dem sie gegen die "verhängnisvolle Orthodoxie, die Europas Politiker in ihrem Griff hat", zu Felde ziehen. Sie halten nichts davon, Angebots- und Nachfrageseite säuberlich zu trennen. Ihr Rat: "Wir glauben, daß das Problem der Arbeitslosigkeit in der EU von zwei Fronten in Angriff genommen werden muß: mit einem breiten Spektrum angebotspolitischer Maßnahmen und mit einer Politik der Nachfragesteuerung."
Eine befriedigende Antwort auf die Not der Ökonomen ist das sicher noch nicht. Professor Franz: "Bei allen erfreulichen Entwicklungen in der Makroökonomik steht der große integrative Wurf noch aus." Das zumindest ist unbestritten, und niemand weiß, ob er je gelingen wird. Eines aber steht fest: Ohne Reverenz vor Keynes ist er nicht denkbar. Vor Jahren antwortete Paul A. Samuelson auf die Frage, ob Keynes tot sei: "Ja, er ist tot - so tot wie Newton und Einstein." Jetzt drückte die Wirtschaftswoche das gleiche mit einer wenig pietätvollen Überschrift aus: "Nicht totzukriegen".
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